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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Rund 70 Terrorismusstrafverfahren waren Medienberichten zufolge Anfang 2020 am
Bundesstrafgericht hängig. Eine Handvoll weitere kamen im Verlauf des Jahres hinzu.
Im Dunstkreis der Genfer IS-Zelle um die Moschee Petit-Saconnex, die unter anderem
den enthüllten Terroranschlag auf das Treibstofflager in Vernier geplant hatte, kam es
etwa zu neuen Anklagen gegen zwei Männer, die 2015 versucht hatten, nach Syrien zu
reisen und sich dem IS anzuschliessen. Obwohl sie von den türkischen Behörden an der
Weiterreise nach Syrien gehindert worden seien, hätten sie bereits in der Türkei
logistische Unterstützung des IS in Anspruch genommen und diesen finanziell
unterstützt, lauteten die Vorwürfe. Grosse Medienaufmerksamkeit generierte auch die
Messerattacke von Morges (VD) im September, als ein nachrichtendienstlich bekannter
Islamist einen Kunden eines Kebaplokals mit einem Messer angriff und tödlich verletzte.
Die Bundesanwaltschaft ermittelte zu diesem Zeitpunkt bereits seit einem Jahr wegen
versuchter Brandstiftung an einer Tankstelle gegen den Mann, weil die Polizei bereits
damals Hinweise auf einen dschihadistischen Hintergrund festgestellt hatte. Ob die Tat
von Morges als erster islamistischer Terroranschlag in der Schweiz gelten kann, wird
gemäss Einschätzung der NZZ allerdings nur schwer zu klären sein. Die Grenze zwischen
religiösem Fanatismus und psychischer Erkrankung könne nicht klar gezogen werden
und es stehe die Frage im Raum, inwiefern radikal-islamistische Kreise die angebliche
psychische Erkrankung des Mannes für ihre Zwecke missbraucht hätten, so die Zeitung.
Ebenfalls 2020 brachte das Bundesstrafgericht zwei Verfahren gegen Islamisten aus
dem Netzwerk um die An'Nur-Moschee in Winterthur zum Abschluss, die auf reges
mediales Interesse stiessen. Im August standen Sandro V. – die mutmassliche
Schlüsselfigur im Winterthurer Islamistennetzwerk – sowie ein weiterer Mann aus
diesem Umfeld vor den Richtern in Bellinzona. Als Syrien-Rückkehrer – bereits 2013 und
damals noch unbehelligt verbrachte Sandro V. drei Wochen im Kriegsgebiet, nach
eigenen Aussagen lediglich auf einer humanitären Hilfsmission – wurde der
Hauptangeklagte in der Szene als «Emir» verehrt, genoss hohes Ansehen und grossen
Einfluss. Laut Anklageschrift hatte er eine «Intermediärstellung» zu radikalen
Geistlichen im Ausland inne. Als Verantwortlicher der Koranverteilungsaktion «Lies!» in
der Schweiz und der Kampfsportschule «MMA Sunna» schuf er ein «Auffangbecken für
die Jugendlichen, die sich vom radikalen Islamismus angezogen fühlten» und wurde
zum «Dschihad-Reiseleiter», wie die NZZ ausführte. Schlagzeilen machten während des
Prozesses nicht zuletzt die Zeugen, die ihre wichtigsten belastenden Aussagen aus den
Ermittlungen nun nicht mehr bestätigten und so die Beweisführung der
Bundesanwaltschaft erheblich erschwerten. Nichtsdestotrotz sah das Gericht die
Vorwürfe gegen Sandro V. als erwiesen an und verurteilte ihn wegen Beteiligung und
Unterstützung einer kriminellen Organisation sowie wegen Besitzes von
Gewaltdarstellungen zu 50 Monaten Freiheitsstrafe – mehr als die Anklage gefordert
hatte. Die Presse zitierte aus dem Urteil, der Mann habe als «fanatischer Anhänger des
IS» und als «ideologische[r] Überzeugungstäter» mit «grosse[r] kriminelle[r] Energie»
«kaltblütig und menschenverachtend» Dschihad-Reisende, darunter auch
Minderjährige, rekrutiert. Seinem Mitangeklagten wurde eine bedingte Geldstrafe
wegen der Verbreitung von IS-Propagandabildern auferlegt. Der Vorwurf, er habe eine
Beziehung zu einem 15-jährigen Mädchen geführt und sie zur Reise ins Kriegsgebiet
verführt – sie war der weibliche Teil des medial bekannten minderjährigen
Geschwisterpaars aus Winterthur, das in den Dschihad gezogen war –, konnte mangels
Beweisen nicht bestätigt werden. Die NZZ beklagte anschliessend, dass der Prozess der
«ratlosen Öffentlichkeit» keine Antworten geliefert habe; es gebe immer noch keine
einleuchtende Erklärung für die «merkwürdig[e] Häufung von Jihad-Reisen aus dem
Raum Winterthur» und es bleibe offen, wie gefährlich diese radikalen Kreise für die
Sicherheit der Schweiz seien.
Einen Monat später musste sich auch Azad M., der in der Winterthurer An'Nur-Moschee
als Hilfs-Imam amtete, vor dem Bundesstrafgericht verantworten. Laut Anklage soll er
die Schweiz als sicheren Hafen benutzt haben, um von hier aus unbemerkt dem IS zu
dienen. Das Gericht kam zum Schluss, er habe sich «in multifunktionaler Rolle und mit
grossem Zeitaufwand» für den IS eingesetzt. So habe er in Kontakt mit der
Führungsriege des IS und selbst in «mittlerer Kaderrolle» gestanden, Geld an den IS
überwiesen und zusammen mit seiner Frau ein Selbstmordattentat im Libanon geplant.
Dass er auch Terroranschläge in der Schweiz vorbereitet haben soll, wie die

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 28.10.2020
KARIN FRICK
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Bundesanwaltschaft vermutet hatte, sei indes «reine Spekulation». Der Iraker wurde zu
einer Freiheitsstrafe von fünf Jahren und zehn Monaten, wovon er gut die Hälfte bereits
in Untersuchungshaft verbüsst hatte, und 15 Jahren Landesverweis verurteilt. Gemäss
NZZ sei dies die höchste Strafe, die bisher gegen einen IS-Anhänger in der Schweiz
ausgesprochen worden sei.
Bereits zum zweiten Mal verhandelte das Bundesstrafgericht im Herbst 2020 den Fall
der Terrorpropaganda durch den IZRS. Dessen Präsident Nicolas Blancho und der
Medienverantwortliche Qaasim Illi waren 2018 wegen Formfehlern seitens der
Bundesanwaltschaft noch freigesprochen worden; nur der dritte im Bunde, Naim
Cherni, der den strittigen Film über den islamistischen Geistlichen Abdallah al-
Muhaysini in Syrien realisiert hatte, war verurteilt worden. Das Bundesgericht hatte im
März 2020 dann die Verurteilung Chernis bestätigt und die Entscheide Blancho und Illi
ans Bundesstrafgericht zurückgewiesen. Dieses annullierte die Freisprüche im Herbst,
sprach die beiden IZRS-Exponenten der Terrorismusunterstützung schuldig und
verhängte bedingte Freiheitsstrafen von 18 Monaten für Illi und 15 Monaten für Blancho.
Der Film sei Propaganda, weil die dschihadverherrlichenden und antisemitischen
Aussagen des Interviewten nicht kritisch dargestellt und in keinerlei Kontext gesetzt
würden. Somit hätten sich Illi mit der Veröffentlichung und Blancho mit der Bewerbung
des Videos strafbar gemacht. 1

Innere Sicherheit

Das Bundesgericht unterstützte in einem Urteil das 1991 vom Bundesrat verfügte
Schusswaffentragverbot für Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien. In Zukunft
wird der Bundesrat derartige Verbote auf das neue Waffengesetz abstützen können und
sich nicht mehr auf die Generalklausel zur Wahrung der Interessen der Schweiz (Art.
102.8 BV) berufen müssen. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.02.1997
HANS HIRTER

Für angeregte Debatten auch im Parlament sorgte die 2007 erfolgte Vernichtung von
Akten im Zusammenhang mit Ermittlungen der Bundesanwaltschaft gegen Ostschweizer
Geschäftsleute (Familie Tinner), die des illegalen Exports von Kriegsmaterial verdächtigt
wurden. Die Untersuchungsorgane hatten brisante Dokumente sichergestellt,
insbesondere Baupläne für Nuklearwaffen und zur Produktion von waffenfähigem Uran.
Diese Papiere dürfen sich gemäss dem Vertrag zur Nichtverbreitung von Atomwaffen
nicht in dauerhaftem Besitz der Schweiz befinden und sie stellten nach Ansicht des
Bundesrates auch eine Gefährdung der Schweiz und anderer Staaten dar. Im November
2007 hatte der Bundesrat deshalb beschlossen, diese hochbrisanten Dokumente unter
Aufsicht der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA) vernichten zu lassen.
Besondere politische Brisanz erhielt der Fall dadurch, weil Behauptungen im Raume
standen, der effektive Grund für die Zerstörung habe darin bestanden, dass Mitglieder
der Familie Tinner mit dem amerikanischen Geheimdienst CIA zusammen gearbeitet
hätten und letzterer die Aktenvernichtung verlangt habe, um seine Informanten zu
schützen. Die eigentlichen Ermittlungsakten wurden nach Auskunft von Bundesrätin
Widmer-Schlumpf nicht vernichtet. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.05.2008
HANS HIRTER

Der Fall Tinner beschäftigte Politik und Medien 2010 weiterhin. Das Bundesgericht wies
zu Beginn des Berichtjahrs eine Beschwerde seitens der Bundesanwaltschaft ab, die
eine uneingeschränkte Einsicht in die umstrittenen Akten verlangt hatte. Das
Gerichtsurteil bestätigte den Bundesrat einstweilen in seinem Vorgehen, brisante
Papiere zu diesem Fall unter Verschluss zu halten. Im Dezember beantragte dann aber
der eidgenössische Untersuchungsrichter Anklage gegen die Familie Tinner und
forderte Akteneinsicht. In seinem Bericht machte er Verstösse gegen das
Kriegsmaterial- und das Geldwäschereigesetz geltend. Darüber hinaus kritisierte er die
Einschränkung der Akteneinsicht zulasten der Bundesanwaltschaft durch den
Bundesrat scharf. Es sei rechtsstaatlich bedenklich, wenn die eine Gewalt die andere
nicht respektiere und behindere. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.12.2010
MARC BÜHLMANN
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Im Fall Tinner hatte sich die Bundesanwaltschaft für ein verkürztes Verfahren
entschieden, das eine Vereinbarung zwischen der Anklage und des Angeklagten über die
vorgeworfenen Tatbestände und das Strafmass ermöglichte. Die Bundesanwaltschaft
und die Familie Tinner wurden sich einig. Der Ball liegt zurzeit beim Bundesstrafgericht,
das das Vorgehen noch gutheissen muss.

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 31.12.2011
NADJA ACKERMANN

Das Bundesgericht bestätigte am 25. September den zwischen der Bundesanwaltschaft
und Tinner ausgehandelten Deal und ermöglichte somit die Ziehung eines
Schlussstriches unter die Causa Tinner, welche seit 2004 andauerte. Die drei
Angeklagten wurden wegen Förderung der Herstellung von Atomwaffen sowie Marco
Tinner zusätzlich wegen Urkundenfälschung schuldig gesprochen. Da jedoch die
Freiheitsstrafen so bemessen wurden, dass sie knapp unter der Dauer der
Untersuchungshaft liegen, wird keiner der Angeklagten ins Gefängnis gehen müssen.
Das Bundesgericht entschloss sich zur Zustimmung, weil im Falle eines Neins ein
ordentliches Verfahren hätte eingeleitet werden müssen, welches aufgrund der
Vernichtung wesentlicher Beweismittel durch den Bundesrat mit hoher
Wahrscheinlichkeit zu Verfahrenseinstellungen oder Freisprüchen geführt hätte. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 25.09.2012
NADJA ACKERMANN

Das Bundesgericht hat eine Beschwerde des beurlaubten Chefs der
Bundeskriminalpolizei, Michael Perler, abgewiesen und sich wie auch schon das
Bundesverwaltungsgericht dafür ausgesprochen, dass Perler weiterhin ein
Sicherheitsrisiko darstellt. Dies bedeutet jedoch nicht, dass Perler nicht in anderer
Funktion weiterhin für den Bund tätig sein kann. Als dessen Nachfolger wurde im
Dezember René Wohlhauser ernannt. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 21.12.2012
NADJA ACKERMANN

Mit dem Freispruch einer Nebenfigur wurde 2014 endgültig ein Schlussstrich unter die
Tinner-Affäre gezogen. Der 65-jährige Ingenieur wurde vom Vorwurf der Förderung der
Herstellung von Kernwaffen für das libysche Atomwaffenprogramm vom
Bundesstrafgericht freigesprochen. 7

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 13.11.2014
NADJA ACKERMANN
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